
(2.) Offener Brief zum Wettbewerb Freiheits- und Einheitsdenkmal

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren Stadträte,

das Stadtforum Leipzig hat sich in der Debatte um das Freiheits- und Einheitsdenkmal in 
Leipzig seit 2009 wiederholt öffentlich und in Einzelgesprächen Ihnen gegenüber geäußert, 
u.  a.  mit  einem (1.)  Offenen Brief  vom 22.08.2012.  In einem Kunstwettbewerb wurden 3 
Entwürfe für  das auf  dem Wilhelm-Leuschner-Platz  geplante Denkmal  prämiert,  die  aber 
auch nach den Überarbeitungen von den meisten Bürgern vehement abgelehnt werden und 
nun auch schon bundesweit für Spott gesorgt haben (siehe etwa FAZ vom 29.7. - als Anlage).

Wir erinnern: Am 9.10.1989 waren in Leipzig 70 000 Menschen auf die Straße gegangen, um 
friedlich gegen das SED-Regime der DDR zu protestieren. Von diesem Tag an brach die 
SED-Herrschaft zusammen, so dass einen Monat später am 9.11.1989 die Berliner Mauer 
fiel. Ein Jahr später wurde Deutschland wieder vereinigt. Europa und die Welt haben sich 
verändert. Ohne die Demonstration in Leipzig wäre das nicht möglich gewesen.

Hauptkritikpunkte der bisherigen Debatte sind (neben dem fehlenden historischen Ortsbezug),

• dass  keiner  der  eher  spielerischen  Siegerentwürfe den  dramatischen  und 
welthistorisch bedeutsamen  Ereignissen gerecht wird - bei denen es nicht zuletzt um 
Haaresbreite  zu  einem Blutbad  gekommen  wäre,  die  Demonstranten  also  für  unsere 
Freiheit ihr Leben riskierten;

• dass die Entwürfe keinerlei Fernwirkung erzeugen, also keine Aufmerksamkeit erregen 
für  all  die  Menschen,  die  von  den  damaligen  Ereignissen  in  Leipzig  gar  nichts  mehr 
wissen. Das dürfte die Mehrheit der Besucher der Stadt sein. Nicht zuletzt damit würde 
gerade  das  Hauptthema  des  Denkmals als  Denkmal  mit  mindestens  nationaler 
Bedeutung verfehlt;

• dass die jeweils nahezu die gesamte Platzfläche einnehmenden Entwürfe städtebaulich 
erheblich unbefriedigend sind, da sie den erst wieder neu zu schaffenden Platz dauerhaft 
jeder weiteren öffentliche Funktion berauben.

Nachdem es zunächst auch immer mehr Stimmen seitens der Stadt gab, darunter von Ihnen 
sehr  geehrter  Herr  Oberbürgermeister  und aus dem Stadtrat,  dass  möglichst  keiner  der 
Wettbewerbsergebnisse realisiert werden sollte, zeichnet sich nun ab, dass Verwaltung und 
Stadtrat trotz aller (starken auch eigenen) Bedenken den Wettbewerb zu Ende führen, also 
einen der prämierten Entwürfe beauftragen werden. Wie man hört, sehen Sie sich vor allem 
aus juristischen Gründen gebunden, auch wenn ein entsprechendes juristisches Gutachten 
zumindest der Öffentlichkeit nicht bekannt ist.
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Danach vertritt die Stadt die Position, dass es wettbewerbsrechtlich 1.) bei Fortführung des 
Verfahrens  nicht  möglich  ist,  einen  anderen  als  einer  der  Preisentwürfe  zu  bauen, 
insbesondere keinen anderen aus dem Wettbewerb ausgeschiedenen,  sowie  2.)  es nicht 
möglich ist, dieses Wettbewerbsverfahren zu beenden, um dann einen neuen Wettbewerb in 
dieser Sache zu starten.  3.) würden außerdem Bund und Land strikt verneinen, dass das 
Geld auch bei  einem Abbruch des laufenden Wettbewerbsverfahrens bereit  stünde.  Man 
könne lediglich das Wettbewerbsverfahren abbrechen und auf unsabsehbare Zeit auf das 
Denkmalprojekt verzichten.

Dem steht die Position gegenüber, dass die Leipziger 1989 ein ganzes Regime stürzten 
unter  Gefahr  für  Leib  und  Leben  und  heute  sollten  sie  eine  Denkmalausführung 
akzeptieren,  die  sie  nicht  wollen,  nur  weil  sonst  juristische  Fallstricke  im 
Kleingedruckten drohen könnten,  und die politisch vor allem von Entscheidungsträgern 
verantwortet wird, die damals in Leipzig nicht dabei waren.

Wenn  der  Leipziger  Stadtrat  für  die  Leipziger  Bürgerschaft  das  jetzige  Ergebnis  des 
Wettbewerbs ablehnt, müssen Bund und Land das akzeptieren und es entstünde politischer 
Druck, zu einer anderen Lösung zu kommen. Wir gehen davon aus, dass dies gerade bei 
diesem Denkmal für das friedliche Aufbegehren der Leipziger eine Selbstverständlichkeit ist. 
Im  Übrigen  sind  die  Gelder  für  das  Denkmalprojekt  in  Leipzig  in  den  Bundeshaushalt 
eingestellt  und können daher nur für  diesen Zweck verwendet werden und nicht  einfach 
verfallen.

Unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung der Stadt   fordern wir daher den Stadtrat auf:  

1. zu beschließen, keinen der drei Preisträger zu beauftragen.

2. Im  Nachgang  dieses  Beschlusses (also  erst,  wenn  diese  Tatsache  geschaffen  ist) 
insbesondere mit dem Bund und dem Land zu klären, unter welchen rechtlichen und 
finanziellen Voraussetzungen ein Denkmal bzw. ein würdevolles dauerhaftes Gedenken 
im öffentlichen Stadtraum zu diesem Thema weiter mit deren Unterstützung geplant und 
realisiert werden könnte.

Falls danach ein regelrechtes Denkmalprojekt mit nationalem Anspruch überhaupt nicht 
möglich erscheint,  muss konsequenterweise auf  eine Realisierung auf  absehbare Zeit 
verzichtet werden. Dann sollen Alternativen für ein würdevolles dauerhaftes Gedenken im 
öffentlichen  Stadtraum aktiv  mit  den  beteiligten  Bürgern  geprüft  werden.  Selbst  dazu 
wären bereits Vorschläge vorhanden, die wir dann gern zur Diskussion stellen würden.

Schließlich bleibt zu erinnern, dass es für die Leipziger selbst bereits mehrere würdevolle 
Gedächtnisorte gibt,  unter  denen die am historischen Ort  der Ereignisse aufgerichtete 
Nikolaisäule besonders hervorzuheben ist.

Wir sehen in dieser Aufforderung die einzige Möglichkeit, hier dauerhaften Schaden von 
der  Stadt  und  dem  würdevollen  Gedenken  an  die  welthistorischen  Ereignisse  in 
Leipzig 1989 abzuwenden und hoffen auf Ihre Unterstützung.

Mit freundlichen Grüßen

i.A. Wolfram Günther (Sprecher)
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